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Antrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Kathrin 
Sonnenholzner, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Na-
tascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Simo-
ne Strohmayr, Margit Wild, Ruth Müller, Kathi Pe-
tersen, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD) 

Bericht über die Tätigkeit der Heimaufsicht im 
Landkreis Hassberge 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zeitnah im 
Ausschuss für Gesundheit und Pflege über die Rolle 
der Heimaufsicht im Zusammenhang mit den unge-
klärten Todesfällen in der Seniorenresidenz Schloss 
Gleusdorf in Untermerzbach zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzuge-
hen: 

1. Gab es in den Pflege-Prüfberichten der Fachstelle 
für Pflege- und Behinderteneinrichtungen - Quali-
tätsentwicklung und Aufsicht (FQA) des Landkrei-
ses Hassberge nach den Art. 11 und 17a des 
Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes Anhaltspunkte 
für Missstände in der Seniorenresidenz Schloss 
Gleusdorf? 

2. Wann und mit welchem Ergebnis wurde die be-
treffende Senioreneinrichtung zuletzt von der zu-
ständigen FQA geprüft? Welche Prüfmethodik 
wurde dabei verwendet? Wie wurde dabei auf den 
„Prüfleitfaden für Einrichtungen der Pflege und 
Menschen mit Behinderungen in Bayern“ des 
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen Bezug genommen? Wurde 
diese Prüfung angemeldet oder unangemeldet 
durchgeführt? 

3. Hat die zuständige FQA zwischen dem Zeitpunkt 
der ersten staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen 
wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen im 
Mai/Juni 2016 und der Haftbefehle wegen des 

Tatverdachts des Totschlags gegen die Ge-
schäftsführerin und den Pflegedienstleiter im No-
vember 2016 eine anlassbezogene Qualitätsprü-
fung in der Einrichtung durchgeführt? Wenn nein: 
Warum nicht? Wenn ja: Was waren die Ergebnis-
se dieser Sonderprüfung? 

4. Gab es in den Qualitätsprüfungen des zuständi-
gen Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung (MDK) nach § 115a SGB XI Anhaltspunkte 
auf Qualitätsmängel in der Seniorenresidenz 
Schloss Gleusdorf? Wann, nach welcher Methodik 
und mit welchem Ergebnis hat der MDK die Ein-
richtung zuletzt geprüft? 

5. Wie beurteilt die Staatsregierung die Ergebnisse 
der zuletzt durch die FQA und den MDK durchge-
führten Qualitätsprüfungen in der Seniorenresi-
denz Schloss Gleusdorf vor dem Hintergrund der 
dort bekannt gewordenen Missstände? Wie müss-
ten nach Auffassung der Staatsregierung die In-
strumente der Qualitätsprüfung für stationäre Se-
nioreneinrichtungen gestaltet sein, um derartige 
Vorfälle künftig zu vermeiden? 

 

 

Begründung: 

Gemäß einer gemeinsamen Presseerklärung des 
Polizeipräsidiums Unterfranken und der Staatsanwalt-
schaft Bamberg hat die Kriminalpolizei Schweinfurt 
am 24. November 2016 die Geschäftsführerin und 
den Pflegedienstleiter der Seniorenresidenz Schloss 
Gleusdorf wegen des dringenden Tatverdachts des 
Totschlags in Untersuchungshaft genommen und 
mehrere Hausdurchsuchungen durchgeführt. Hinter-
grund sind Vorwürfe gegen die Senioreneinrichtung, 
dass es durch fehlerhafte medizinische Versorgung 
und unterbliebene ärztliche Behandlungen oder die 
unterbliebene Einweisung von Heimbewohnern ins 
Krankenhaus zu Todesfällen gekommen sein soll. 
Bereits im Mai und im Juni 2016 wurden gegen die 
Senioreneinrichtung Strafanzeigen unter anderem 
wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen gestellt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathrin Sonnenholzner, Inge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/14526 

Bericht über die Tätigkeit der Heimaufsicht im Landkreis Hass-
berge 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass nach Nr. 5 folgende Nr. 6 an-
gefügt wird: 

„6.  Gibt es ein einheitliches Verfahren zum Vorgehen, wenn An-
zeige bei Polizei oder Staatsanwaltschaft erstattet wird?  Wenn ja, 
wurde dieses Verfahren eingehalten?“ 

Berichterstatterin: Ruth Waldmann 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 57. Sit-
zung am 6. Dezember 2016 beraten und e i n s t im m ig  mit 
der in I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathrin Sonnenholzner, Inge Aures, Volkmar Halb-
leib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann,  
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Ruth Müller, 
Kathi Petersen, Ruth Waldmann und Fraktion 
(SPD) 

Drs. 17/14526, 17/15481 

Bericht über die Tätigkeit der Heimaufsicht im 
Landkreis Hassberge 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zeitnah im 
Ausschuss für Gesundheit und Pflege über die Rolle 
der Heimaufsicht im Zusammenhang mit den unge-
klärten Todesfällen in der Seniorenresidenz Schloss 
Gleusdorf in Untermerzbach zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzuge-
hen: 

1. Gab es in den Pflege-Prüfberichten der Fachstelle 
für Pflege- und Behinderteneinrichtungen – Quali-
tätsentwicklung und Aufsicht (FQA) des Landkrei-
ses Hassberge nach den Art. 11 und 17a des 
Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes Anhaltspunkte 
für Missstände in der Seniorenresidenz Schloss 
Gleusdorf? 

2. Wann und mit welchem Ergebnis wurde die be-
treffende Senioreneinrichtung zuletzt von der zu-

ständigen FQA geprüft? Welche Prüfmethodik 
wurde dabei verwendet? Wie wurde dabei auf den 
„Prüfleitfaden für Einrichtungen der Pflege und 
Menschen mit Behinderungen in Bayern“ des da-
maligen Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen Bezug genommen? 
Wurde diese Prüfung angemeldet oder unange-
meldet durchgeführt? 

3. Hat die zuständige FQA zwischen dem Zeitpunkt 
der ersten staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen 
wegen Misshandlung von Schutzbefohlenen im 
Mai/Juni 2016 und der Haftbefehle wegen des 
Tatverdachts des Totschlags gegen die Ge-
schäftsführerin und den Pflegedienstleiter im No-
vember 2016 eine anlassbezogene Qualitätsprü-
fung in der Einrichtung durchgeführt? Wenn nein: 
Warum nicht? Wenn ja: Was waren die Ergebnis-
se dieser Sonderprüfung? 

4. Gab es in den Qualitätsprüfungen des zuständi-
gen Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung (MDK) nach § 115a SGB XI Anhaltspunkte 
auf Qualitätsmängel in der Seniorenresidenz 
Schloss Gleusdorf? Wann, nach welcher Methodik 
und mit welchem Ergebnis hat der MDK die Ein-
richtung zuletzt geprüft? 

5. Wie beurteilt die Staatsregierung die Ergebnisse 
der zuletzt durch die FQA und den MDK durchge-
führten Qualitätsprüfungen in der Seniorenresi-
denz Schloss Gleusdorf vor dem Hintergrund der 
dort bekannt gewordenen Missstände? Wie müss-
ten nach Auffassung der Staatsregierung die In-
strumente der Qualitätsprüfung für stationäre Se-
nioreneinrichtungen gestaltet sein, um derartige 
Vorfälle künftig zu vermeiden? 

6. Gibt es ein einheitliches Verfahren zum Vorgehen, 
wenn Anzeige bei Polizei oder Staatsanwaltschaft 
erstattet wird? Wenn ja, wurde dieses Verfahren 
eingehalten? 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 6 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich darauf hinweisen, dass der Aus­

schuss für Bundes­ und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in sei­

ner gestrigen Sitzung die unter Nummer 1 bis 3 aufgeführten Subsidiaritätsangelegen­

heiten betreffend die Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen sowie die Gründung einer Agentur der Europäischen Union 

für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden und betreffend die Durch­

setzung der Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt und der Änderung der 

Richtlinie über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt­Informati­

onssystems beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundes­

rat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und diese weiter dazu aufzufordern, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die 

Drucksachen 17/15503 bis einschließlich 17/15505. Das Abstimmungsverhalten der 

Fraktionen können Sie der aufgelegten Liste entnehmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla­

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 

Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der 

SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. 

Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthal­

tungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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